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Sehr geehrte Damen und Herren 

Der VSEG informiert Sie mit dem aktuellen „Standpunkt“ wiederum über seine Empfehlungen zu ein-
zelnen Vorlagen für die Juni-Session. Bei den nachstehenden Geschäften und Empfehlungen handelt 
es sich um Leistungsfelder der Einwohnergemeinden oder zumindest um Bereiche, die von den Ge-
meinden umgesetzt werden. Aus diesen Gründen erachten wir es als wichtig und richtig, wenn die 
notwendigen Entscheide auch im Interesse der Gemeinden gefällt werden. 

 

 

 

 

RG 004/2024 Änderung des Sozialgesetzes; Chancengleichheit, Religion und Integration der ausländischen 
Bevölkerung sowie Aufhebung der Case-Management-Stelle und der Gemeindearbeitsämter 

Der VSEG empfiehlt dem Kantonsrat, den regierungsrätlichen Beschlussesentwurf mit 
Präzisierungen zum IIZ-Modell in §48 Abs. 1 anzunehmen. 

Leider ist der Regierungsrat in seiner Botschaft nicht auf alle Punkte der Vernehmlassungsantwort 
des VSEG eingegangen. Aus Sicht der Gemeinden muss der heutige Entwurf im Bereich der 
Interinstitutionellen Zusammenarbeit im Zuge der parlamentarischen Diskussion angepasst werden. 
Gerade im Bereich des IIZ-Aufgabenkataloges bzw. der damit verbundenen Einführung der nun 
laufenden IIM-Pilotprojekte (Durchgehende Fallführung etc.) erwarten wir keine präjudizierende 
Wirkung durch diese neue Gesetzesänderung bevor die Pilotphasen evaluiert und definitiv zur 
Umsetzung durch den VSEG freigeben ist. 

A 118/2023 Auftrag Fraktion SVP: Sprachkompetenz als Schlüssel zur erfolgreichen Integration 

Der VSEG empfiehlt dem Kantonsrat die Nichterheblichkeitserklärung des Auftrags mit geän-
dertem Wortlaut. 

Im Kanton Solothurn gelten die Anforderungen im Niveau B1 mündlich und A2 schriftlich bereits seit 
2014, als der Kantonsrat einen entsprechenden Beschluss fasste. Auf Stufe Bund gelten diese Anfor-
derungen erst seit 2018, als im Rahmen der Totalrevision des Bürgerrechtsgesetzes die erwähnten 
Regelungen in Kraft traten. 

Die im Kanton Solothurn verlangten Anforderungen an die Sprache haben sich bewährt und stellen 
sicher, dass sich Personen, welche sich einbürgern lassen, im mündlichen Bereich selbständig und 
im schriftlichen Bereich in elementarer Weise sowohl mit ihren Mitmenschen als auch im Behörden-
verkehr verständigen können. Eine Erhöhung des Sprachniveaus schliesst bildungsferne ausländi-
sche Personen, die jahrelang hier leben und arbeiten, von der Einbürgerung praktisch aus. Wir lehnen 
die Forderungen deshalb ab. 
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A 196/2023 Auftrag fraktionsübergreifend: Räumliches Leitbild behördenverbindlich 

Der VSEG empfiehlt dem Kantonsrat die Erheblichkeitserklärung des Auftrags mit einer 
Präzisierung: Nur die Leitsätze sollen als behördenverbindlich erklärt werden!. 

Faktisch hat sich gezeigt, dass der Stellenwert des räumlichen Leitbilds - obschon es auch gegenwär-
tig von der Planungsbehörde zu berücksichtigen wäre - abgenommen hat. Es besteht das durchaus 
legitime Bedürfnis der Bevölkerung, in verbindlicher Weise am kommunalen Planungsprozess partizi-
pieren zu können. Die Mitwirkungs- und Mitbestimmungsmöglichkeit im Rahmen des räumlichen Leit-
bilds erweist sich denn auch als stufengerecht, zumal die Umsetzung der Ortsplanung durch den Ge-
meinderat als Planungsbehörde zahlreiche technische und auch rechtliche Fragen beinhaltet, welche 
sich nur schwerlich für die Behandlung durch die Gesamtbevölkerung eignen. Das im Vorstosstext 
dargelegte Anliegen ist somit in den Grundzügen diskutierbar, bedarf aber klar einer Präzisierung 
(siehe Empfehlung). Angesichts des Umstands, dass die «Spielregeln» der laufenden Ortsplanungs-
revisionen (Umsetzung RPG 1) nicht geändert werden sollen, ist die Erarbeitung und Umsetzung ei-
ner entsprechenden Vorlage nicht kurz-, sondern mittel- bis langfristig anzugehen. Eine Vorlage ist 
folglich im Laufe der nächsten Legislatur dem Kantonsrat zum Beschluss zu unterbreiten. 

A 116/2023 Auftrag André Wyss (EVP, Rohr): Bekämpfung von Menschenhandel und Arbeitsausbeutung 

Der VSEG empfiehlt dem Kantonsrat die Erheblichkeitserklärung des Auftrags. 

Im Juni 2023 wurde eine erste Informations- und Sensibilisierungsveranstaltung durchgeführt. Unter 
Federführung der Polizei haben die Fachgruppe Einwohnerkontrollen des Verbandes des Gemeinde-
personals des Kantons Solo thurn (VGSO), das Amt für Wirtschaft und Arbeit (AWA) und das Migrati-
onsamt (MISA) an der Generalversammlung des Verbandes Solothurner Einwohnergemeinden 
(VSEG) über ihre Aufgaben informiert.  

Neben der Erkennung potenzieller Opfer geht es um die Vermittlung einer Best Practice, damit bereits 
im Rahmen des Anmeldeverfahrens die bestehenden rechtlichen Möglichkeiten konsequent ausge-
schöpft werden. Einige Einwohnergemeinden regen ausserdem die Überprüfung der geltenden, ledig-
lich subsidiären Auskunftspflicht der Arbeitgeber/-innen, Vermieter/-innen, Liegenschaftsverwaltungen 
und Logisgeber/-innen an (§ 12 Verordnung über die Harmonisierung amtlicher Register (RegV; BGS 
131.51). In zwölf Kantonen gilt mittlerweile eine Drittmeldepflicht. Die zuständigen Behörden erhalten 
in solchen Meldungen allenfalls Hinweise auf Menschenhandel und Arbeitsausbeutung und können 
diesen gezielt nachgehen. Ob von einer Drittmeldepflicht ein wesentlicher Beitrag zur effizienten und 
effektiven Bekämpfung von Menschenhandel zu erwarten ist, ist deshalb vertieft zu prüfen. 

A 243/2023 Auftrag Rémy Wyssmann (SVP, Kriegstetten): Streichung von § 45bis Staatspersonalgesetz 

Der VSEG empfiehlt dem Kantonsrat die Erheblichkeitserklärung des Auftrags. 

Die VSEG-Haltung wurde mit 3:1 Stimme festgelegt. 

Aufgrund der mittlerweile langen Laufzeit des GAV und dem Umstand, dass der Kanton Solothurn als 
einziger Kanton mit einem GAV arbeitet, soll eine umfassende Überprüfung des Solothurner Staats-
personalrechts durchgeführt werden. Der VSEG erwartet im Zuge dieser Abklärungsarbeiten nun 
Klarheit, wie der Regierungsrat bzw. das Kantonsparlament zu den offenen Fragen zum GAV verhal-
ten will. Wir als Arbeitgeber der Volksschullehrer wollen in Zukunft ein stärkeres Mitspracherecht und 
vor allem, dass die Anstellungsbedingungen wieder einer demokratisch legitimierten Genehmigungs-
instanz des Personalrechts zugeführt werden. Obwohl die Gemeinden Arbeitgeber und Anstellungs-
behörde der Volksschullehrer sind, wurde ein Personalrecht ohne Mitbestimmung (Gemeinden sind 
kein Vertragspartner des GAV) der Gemeinden in Kraft gesetzt. Konsequenz daraus ist, sollte hier 
kurzfristig keine Zuständigkeitsklärung für die Gemeinden stattfinden, dann wäre es konsequent, 
wenn das Lehrerpersonal neu dem Kanton zugewiesen würde. 
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A 162/2023 Auftrag Fraktion SVP: Förderung und Forderung von sozialen Einsätzen zugunsten der Ge-
meinschaft 

Der VSEG empfiehlt dem Kantonsrat die Erheblichkeitserklärung und Abschreibung des Auf-
trags. 

Der VSEG erachtet die gemeinnützigen Einsätze als ein sinnvolles Angebot im Rahmen der Sozial-
hilfe und der gesetzlichen Freiwilligen Arbeit. Die Einsätze dienen sowohl der Gesellschaft als auch 
den Klientinnen und Klienten. Sie ermöglichen Leistungen zugunsten der Gemeinschaft und unterstüt-
zen zugleich auch die Integration der Teilnehmenden. Zudem knüpft die Massnahme an das in der 
Sozialhilfe geltende Prinzip der Gegenleistung an, indem eine aktive Mitwirkung der hilfesuchenden 
Personen vorausgesetzt wird.  

Zusammenfassend ist aber festzustellen, dass die gesetzlichen Grundlagen und organisatorischen 
Rahmenbedingungen für die gemeinnützigen Einsätze bereits bestehen und ausreichend und adä-
quat geregelt sind. Die Gemeinden und Sozialregionen können jederzeit entsprechende Aktionen und 
Programme organisieren und durchführen. Die Verfahren sind bereits heute einfach und unbürokra-
tisch. Zusammen mit der Fortführung der Informationstätigkeit gegenüber den Sozialregionen und Ge-
meinden werden die im Auftrag enthaltenen Anliegen damit bereits er füllt. Es besteht kein weiterer 
Handlungsbedarf. 

A 197/2023 Auftrag Remo Bill (SP, Grenchen): Ein flächendeckendes Bauinventar erstellen und Mechanis-
men für die regelmässige Überprüfung von Bauten jüngerer Generationen installieren 

Der VSEG empfiehlt dem Kantonsrat die Erheblichkeitserklärung des Auftrags mit geändertem 
Wortlaut: Der Regierungsrat wird beauftragt, bis zum Ende des 1. Quartals 2025 eine Strategie 
vorzulegen, wie für den Umgang mit dem baukulturellen Erbe im Kanton Solothurn Entschei-
dungsgrundlagen für die kantonale Denkmalpflege und für die kommunalen Behörden zur Ver-
fügung gestellt werden können. 

Der VSEG stimmt dem grundsätzlichen Anliegen von Bauinventaren zwar zu, teilt aber den regie-
rungsrätlichen Vorschlag, dass die Bereitstellung von Entscheidungsgrundlagen (wie vom ADA im I-
AFP 2024-2027 festgehalten) konkretisiert wird und dazu eine Strategie für das Handlungsfeld der 
kantonalen Inventarisation von Kulturobjekten sowie für die Förderung kommunaler Bauinventare 
ausgearbeitet wird. Die im Auftragstext formulierte Installation von Mechanismen für die regelmässige 
Überprüfung von Bauten jüngerer Generation ist ganz grundsätzlich Teil von Inventaraktualisierungen 
und ist in die strategischen Überlegungen einzubeziehen. Der Auftragstext soll deshalb umformuliert 
werden. 

A 238/2023 Auftrag Thomas Marbet (SP, Olten); Vorfrankierte Abstimmungs- und Wahlcouverts 

Der VSEG empfiehlt dem Kantonsrat die Erheblicherklärung des Auftrages. 

Auch wir begrüssen grundsätzlich Massnahmen zur Erhöhung der Stimm- und Wahlbeteiligung, be-
zweifeln jedoch, ob vorfrankierte Stimm- und Wahlcouvert tatsächlich den gewünschten Effekt erzie-
len. Allerdings kann im Sinne des Subsidiaritätsprinzips und dem Gedanken der Gemeindeautonomie 
folgend der Entscheid, wie vom Auftraggeber Thomas Marbet (SP, Olten) gefordert, die Portokosten 
zu übernehmen den Gemeinden überlassen werden. Diese Praxis herrscht aktuell in 10 Kantonen der 
Schweiz. Die Folge, dass innerhalb des Kantons zukünftig unterschiedliche Bedingungen für die 
Stimmabgabe gelten, kann in Kauf genommen werden. Es wird somit Sache der Gemeinden sein zu 
entscheiden, ob sie für ihre Stimmberechtigten zukünftig die Portokosten übernehmen wollen. 
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I 038/2024 Interpellation Daniel Urech (Grüne, Dornach): Anordnungs- und Abrechnungspraxis in Bezug 
auf Akut- und Übergangspflege – werden die Kosten gesetzeskonform verteilt? 

Der VSEG ist mit der regierungsrätlichen Antwort absolut nicht zufrieden. 

Der VSEG ist ob der regierungsrätlichen Antwort negativ überrascht. Die Interpellation zeigt klar auf, 
dass die soH-Ärzte systematisch eine Zuweisung in die Akut- oder Übergangspflege verhinderten, in 
dem der notwendige Entscheid seit Erlass der Verordnung nie getroffen wurde. Der Kanton zieht sich 
hier jedoch aus der Verantwortung und verweist darauf, dass die Ärzte angewiesen wurden, diese 
Verordnung umzusetzen. Eine effektive Kontrollfunktion wurde aber seitens des Kantons nie wahrge-
nommen. Stattdessen wird die Verantwortung für die Umsetzung der Akut- und Übergangspflege al-
leinig den Ärzten und Ärztinnen zugewiesen, während für die Kontrolltätigkeiten alleinig die Kranken-
versicherer verantwortlich gemacht werden. Die Einhaltung von Bundes- und Kantonsrecht ist Sache 
des Regierungsrates als Leistungsbesteller in dieser Angelegenheit. 

Obwohl hier jahrelang Mehrkosten mit grösster Wahrscheinlichkeit in Millionenhöhe an die Gemein-
den weitergegeben wurden, zeigt sich der Kanton nicht einsichtig. Stattdessen will der Kanton nun die 
entsprechende Verordnung ersatzlos aufheben, da sie nie zur Anwendung kam. Dies stellt aus Sicht 
des VSEG eine klare Umgehung der bundesrechtlichen Vorlage zu Lasten der Gemeinden dar und 
kann so nicht akzeptiert werden. Wir fordern das Parlament auf, die diesbezügliche politische Verant-
wortung zu übernehmen und den Regierungsrat damit zu beauftragen, die gesetzlichen Vorgaben 
durchzusetzen. Sollte die nicht erfolgen, müssten sich die Gemeinden zur Wehr setzen. 

A 370/2024 Auftrag fraktionsübergreifend: Einführung einer Stimm- und Wahlpflicht Stellungnahme des 
Regierungsrates 

Der VSEG empfiehlt dem Kantonsrat die Nichterheblicherklärung des Auftrages. 

Ein Stimmenzwang würde einen erheblichen administrativen Mehraufwand für die Gemeinden bedeu-
ten. Wie das Beispiel des Kantons Schaffhausen zeigt, braucht die Kontrolle der Stimmrechtsaus-
weise, Entschuldigungsgründe, Fakturierung der Bussen beim Zuwiderhandeln, das Mahnwesen etc. 
einiges an personellen Ressourcen. Gemäss Auskunft der Stadtkanzlei von Schaffhausen wurden 
fürs Jahr 2022 rund 79`000 Franken in Form von Bussen in Rechnung gestellt, was den Aufwand je-
doch kaum decken mag. Jeweils Anfang des Jahres wird pro Stimmbürgerin und Stimmbürger eine 
Rechnung fürs vergangene Jahr gestellt, mit je 6 Franken pro Urnengang, an dem unentschuldigt 
nicht teilgenommen wurde. Die Stimmenden können sich durch verschiedene Entschuldigungsgründe 
von den Sanktionen befreien. Ferienabwesenheit, berufliche oder familiäre Verpflichtungen, aber 
auch die Rückgabe des Stimmrechtsausweises innert 3 Tagen nach dem Urnengang befreien die 
Stimmberechtigten von der Busse. Beachtlich sei weiter auch der administrative Aufwand, welcher 
insbesondere nach einem Rechnungslauf anfangs Jahr zu erwarten ist. 
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RG 041/2024 Totalrevision des Energiegesetzes (EnG SO) 

Der VSEG empfiehlt dem Kantonsrat, den regierungsrätlichen Beschlussesentwurf mit einer 
Änderung zu § 9 Abs. 2 anzunehmen. 

Der VSEG hat sich stark in die Entstehung der Totalrevision des EnG eingebracht und beispielsweise 
an den Stakeholder-Prozessen konstruktiv mitgewirkt. Die dortigen Tätigkeiten der VSEG-
Vertretungen fussen im Wesentlichen auf den Erkenntnissen der gescheiterten Energiegesetzrevision 
2018. Das damalige Gesetz scheiterte nicht zuletzt deutlich, wegen seiner nachteiligen Folgen für die 
Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer. Allein 77%(!) der Stimmberechtigten lehnten das 
damalige Gesetz ab, weil nicht finanzierbare Investitionen für Eigentümerinnen und Eigentümer 
befürchtet wurden. Ebenso haben die Gemeinden befürchtet, dass mit der damaligen 
Gesetzesvorlage zu engmaschige Umsetzungsvorgaben vorgegeben würden, die eine erfolgreiche 
Energiepolitik auf kommunaler Ebene verhindern würde. 

Allgemein gesprochen entspricht der vorliegende Entwurf den damaligen Erkenntnissen, indem nun 
Anreizsysteme statt Verbote angestrebt werden. Diese Neuorientierung im Aufbau der neuen 
Gesetzesarbeiten hat einerseits den Prozess und andererseits das Resultat aus unserer Sicht positiv 
beeinflusst. Der VSEG stellt auch fest, dass die eingebrachten Punkte im Rahmen des 
Vernehmlassungsverfahrens grossmehrheitlich aufgenommen wurden. Der VSEG ist überzeugt, dass 
mit dem aktuell vorliegenden Gesetzesentwurf mehrheitsfähiges Gesetz vorgelegt werden kann. Der 
VSEG und somit die Gemeinden sind bestrebt, ein wirkungsvolles und modernes Energiegesetz zu 
unterstützen. Unsere wichtigen Anliegen sind der Abbau der Hürden sowie eine wirkungsvolle 
Energiepolitik, die die übergeordneten Zielsetzungen erfüllen können. 

 

Änderungsvorschlag: 

Energiegesetz § 9 Planung von Wind- und Solaranlagen soll wie folgt lauten (Änderungen gelb hinter-
legt).  

1 Der Kanton prüft Standorte für Wind- und Solaranlagen. Er legt Eignungsgebiete im kantonalen Richt-
plan fest.  

2 In den im Richtplan festgehaltenen Eignungsgebieten ist bei Wind- und Solaranlagen die zustän-
dige kantonale kommunale Behörde der Standortgemeinde die Planungs- beziehungsweise 
Baubewilligungsbehörde. unter Mitwirkung der betroffenen Gemeinden des Kantons.  Die Standortge-
meinden können die Zuständigkeiten für das Planungs- und Bauverfahren der kantonalen Behörde 
übertragen. Dabei sind die  Anliegen der Gemeinden zwingend zur berücksichtigen. Dies beinhaltet 
auch die betriebsnotwendigen Bauten und Anlagen, sofern diese nicht in die Kompetenz einer Bun-
desbehörde fallen.  

3 Das Verfahren richtet sich nach dem Planungs- und Baugesetz vom 3. Dezember 1978  

Die vorliegende Totalrevision des Energiegesetz §9, Abs. 2 sieht vor, die Zuständigkeit für das Pla-
nungs- und Bauverfahren bei Windkraftanlagen und grossen PV- Freiflächenanlagen neu an den Kan-
ton zu delegieren und den Gemeinden diese Kompetenzen, welche ihnen von Gesetzes wegen zusteht, 
zu entziehen. Dies, obwohl die Gemeinde die zuständige Planungs- und Baubehörde in diesen Fällen 
ist.  Die vorliegende Änderung ermöglicht, die Gemeindeautonomie zu wahren, die Entscheidungsfrei-
heit der Gemeinden zu ermöglichen und das Mitsprache- und Mitbestimmungsrecht der Gemeinden und 
der Bevölkerung bei diesen sehr raumwirksamen Bauvorhaben zu garantieren. 
 

 
Redaktionsteam VSEG-Standpunkt: -  Roger Siegenthaler, Präsident VSEG 

- Thomas Marbet, Vize-Präsident VSEG 
 - François Scheidegger, Vize-Präsident VSEG 
 - Thomas Blum, Geschäftsführer VSEG 

 

 


